
Die Frauen haben Platz
genommen

Nach 40 Jahren Frauenstimmrecht ist die Schweiz in Sachen poli-
tische Frauenvertretung kein Sonderfall mehr – noch besteht aber

keine Parität. Von Werner Seitz

Die Frauen stellen zurzeit die
Mehrheit in der Landesregie-
rung. Auch wenn sich das wieder
ändern kann: Das Fundament
der politischen Frauenvertretung
ist mittlerweile gut verankert.

Im vergangenen Jahr waren die
Präsidien von National-, Stände- und
Bundesrat allesamt in Frauenhand, und
seit zwei Monaten gibt es gar eine
Frauenmehrheit im Bundesrat. Hat die
Gleichstellung in der Schweizer Politik
just vierzig Jahre nach der Einführung
des Frauenstimm- und -wahlrechts ihr
Ziel erreicht?

Solides Fundament
Das Faktum, dass in diesem Jahr die bei-
den eidgenössischen Räte bereits wie-
der von Männern präsidiert werden,
dürfte Pessimisten einwenden lassen,
dass bei diesen beiden gleichstellungs-
politischen Highlights der Zufall am
Werk war. Ein Blick in die Statistik
zeigt jedoch, dass diese symbolträchti-
gen Ereignisse nur dank einem soliden
Fundament an Politikerinnen möglich
wurden. Heute machen nämlich die
Frauen im Nationalrat 30 Prozent und
im Ständerat 20 Prozent aus. In den
Kantonen und in den Städten finden
sich ähnlich hohe Werte.

Wie robust dieses Fundament ist,
zeigt auch ein Vergleich mit der politi-
schen Frauenvertretung in Europa. Mit
ihrem Frauenanteil von 30 Prozent im
Nationalrat hat sich die Schweiz im ers-
ten Drittel placiert – und dies schon seit
einigen Jahren. Noch besser als die
Schweiz sind nur die nordischen Staa-
ten, welche vor über hundert Jahren
schon als Erste das Frauenstimmrecht
eingeführt haben und auch sonst in
Gleichstellungsfragen Pioniere sind.
Schwächer als in der Schweiz ist da-
gegen die Frauenvertretung beispiels-
weise in Frankreich, Italien, England
oder Österreich. Vierzig Jahre nach der
Einführung des Frauenstimmrechts ha-
ben die Frauen also in der Schweizer
Politik in überdurchschnittlichem Aus-
mass Platz genommen. Der Weg zur
Parität aber ist erst gut zur Hälfte zu-
rückgelegt.

Beim politischen Verhalten in Volks-

abstimmungen und Wahlen waren die
Unterschiede zwischen Frauen und
Männern von Anfang an eher gering.
Stimmten und wählten die Frauen in
den siebziger Jahren etwas konservati-
ver als die Männer, so wählen sie ab
Mitte der achtziger Jahre etwas ausge-
prägter für die linken und grünen Par-
teien, und bei Volksabstimmungen fa-
vorisieren sie gemäss Umfragen etwa
den Umweltschutz oder den Service
public stärker als die Männer.

Wahlbeteiligung
Grösser sind dagegen die Unterschiede
zwischen Frauen und Männern bei der
Wahlbeteiligung. Zu Beginn der siebzi-
ger Jahren beteiligten sich die Frauen
deutlich schwächer als die Männer, wo-
mit sie den allgemein Trend der sinken-
den Wahlbeteiligung in jener Zeit
merklich verstärkten. Im Verlaufe der
siebziger Jahre schon verringerten sich
die Unterschiede zwischen den Be-
teiligungsquoten der Frauen und Män-
ner, und in den neunziger Jahren mach-
ten die Differenzen weniger als 10 Pro-
zentpunkte aus. Seit 1999 steigt die
Wahlbeteiligung der Männer erstmals
seit langem wieder an, seit 2003 auch
jene der Frauen. Diese zeitliche Ver-
zögerung des Anstiegs bei den Frauen
liess jedoch die Differenz in der Beteili-
gung zwischen den Geschlechtern wie-
der auf etwas mehr als 10 Prozent-
punkte ansteigen.

Differenzieren wir die unterschied-
liche Beteiligung der Geschlechter nach
Alter, so fällt auf, dass bei den National-
ratswahlen 2007 die Wahlbeteiligung
bei den 45- bis 54-jährigen Frauen und
Männern ausgeglichen war. Bei den
Jüngeren und vor allem bei den Älteren
war die Partizipation der Frauen deut-
lich schwächer als bei den Männern.

Von null gestartet
Grösser als beim politischen Verhalten
sind dagegen die Unterschiede bei der
Vertretung der Frauen und Männer in
Parlament und Regierung, wo die Frau-
en gewissermassen bei null beginnen
mussten. Gleich nach der Einführung
des Frauenstimmrechts nahmen die
Frauen im Nationalrat und in den kan-
tonalen Parlamenten Einsitz und ver-
grösserten in der Folge kontinuierlich
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ihre Vertretung. Gegen Ende der sieb-
ziger Jahre näherten sich die Frauen-
anteile der 10-Prozent-Marke an, und
in den neunziger Jahren überschritten
sie die 20-Prozent-Marke. Zurzeit be-
trägt der Frauenanteil im Nationalrat
30 Prozent, in den kantonalen Parla-
menten 25 Prozent.

Deutlich langsamer ging es mit der
Frauenvertretung im Ständerat voran
und in den – meist ebenfalls nach dem
Majorzsystem gewählten – Kantons-
regierungen. In den Ständerat wurden
in den siebziger Jahren nur wenige
Frauen gewählt. Bis 1995 betrug der
Frauenanteil rund 10 Prozent (3 bis 5
Frauen). Seit 1999 bewegt sich der
Frauenanteil im Ständerat zwischen 17
und 24 Prozent, zurzeit beträgt er 20
Prozent. In eine kantonale Regierung
wurde erstmals 1983 eine Frau gewählt.
Es war die Zürcher Sozialdemokratin
Hedi Lang – ein Jahr später nahm übri-
gens mit der Zürcher Freisinnigen Elisa-
beth Kopp die erste Frau im Bundesrat
Einsitz. 1990 gab es erst sechs Regie-
rungsrätinnen, was einem Frauenanteil
von 4 Prozent entsprach. In den neunzi-
ger Jahren fand ein beeindruckender
Anstieg der Frauenvertretung statt.
Heute beträgt der Frauenanteil in den
Kantonsregierungen 22 Prozent.

Brunner-Effekt
Die neunziger Jahre waren hinsichtlich
der Gleichstellung der Frauen in der
schweizerischen Politik am fruchtbars-
ten. Es war das Jahrzehnt einer breiten
öffentlichen Diskussion über die Unter-
vertretung der Frauen in den politischen
Institutionen, und es war auch das Jahr-
zehnt der Forderungen nach Geschlech-
terquoten. Zwar wurden diese Vorstös-
se allesamt mit unmissverständlicher
Deutlichkeit verworfen, sie hatten aber
die Nebenwirkung, dass das Thema der
Untervertretung der Frauen auf der
politischen Agenda weit oben figurierte.

Auslöser für diese Grundstimmung
war vor allem die Nichtwahl der Genfer
Sozialdemokratin Christiane Brunner
als Nachfolgerin von René Felber in den
Bundesrat. Anders als 1983, als das Par-
lament Otto Stich anstelle von Lilian
Uchtenhagen in den Bundesrat wählte,
akzeptierte die SP die Wahl des SP-
Mannes nicht, und der eigentlich schon
gewählte Francis Matthey machte
schliesslich Ruth Dreifuss im Bundesrat
Platz. Diese turbulenten Ereignisse
machten die SP für viele Wählenden zur
gleichstellungspolitischen Referenz-In-
stanz, wie es schon die Grünen seit den
achtziger Jahren waren. Bei den an-
schliessenden kantonalen Wahlen im
Aargau und in Solothurn konnte die SP
bereits eine grosse Ernte einfahren:
Nicht nur gewann sie 10 Mandate hinzu,
die SP-Frauen steigerten sich gar um 31
Mandate und machten damit die SP-
Fraktionen im Aargauer und im Solo-

thurner Parlament mehrheitlich weib-
lich. Dieser Vormarsch der SP-Frauen
hielt an und verstärkte jenes parteipoliti-
sche Muster, welches sich bei den kanto-
nalen und Nationalratswahlen schon in
den achtziger Jahren herausgebildet hat-
te und grosso modo bis heute anhält:
Rund die Hälfte der Nationalrätinnen
gehören einer linken oder grünen Partei
an, obwohl diese nur etwa einen Drittel
aller Mandate innehaben. Dabei besteht
bei den Grünen weitgehend Parität zwi-
schen Frauen und Männern, und bei der
SP liegt der Frauenanteil meistens über
40 Prozent. Deutlich niedriger sind die
Frauenanteile bei der CVP und der FDP
und vor allem bei der SVP. Dasselbe
Muster der parteipolitischen Verteilung
zeigt sich auch in den kantonalen Parla-
menten. Bei den Wahlen in den Natio-
nalrat von 2007 kündigte sich bei den
bürgerlichen Parteien eine Differenzie-
rung an. Die CVP-Frauen konnten ihr
gutes Ergebnis von 2003 nochmals stei-
gern (auf 39 Prozent), die FDP-Frauen
stagnierten jedoch bei rund 20 Prozent.
Die Frauen der SVP schliesslich verbes-
serten sich – nach einer längeren Durst-
strecke – auf 13 Prozent, sie haben aber
immer noch die niedrigste Vertretung im
Nationalrat und auch in den kantonalen
Parlamenten.

Von den erwähnten öffentlichen Dis-
kussionen in den neunziger Jahren über
die politische Untervertretung der
Frauen profitierten auch die bürger-
lichen Frauen, namentlich jene der FDP.
Diese verbuchten ihre Erfolge jedoch
weniger bei den Nationalrats- und den
kantonalen Parlamentswahlen, die nach
Proporz durchgeführt werden, sondern
bei den Wahlen in den Ständerat und in
die Kantonsregierungen, also bei Wah-
len nach dem Majorzsystem. In diese
beiden Gremien nahmen die FDP-Frau-
en in den neunziger Jahren stärker Ein-
sitz als die SP-Frauen. Bis heute ge-
hören die meisten Frauen im Ständerat
der FDP oder der SP an.

Ähnlich ist das Muster der partei-
politischen Verteilung auch in den kan-
tonalen Regierungen. Zurzeit gehören
von den 35 Regierungsrätinnen 14 der
SP an und 10 der FDP. Je 3 Frauen sind
Mitglieder der CVP bzw. der Grünen, je
2 der SVP bzw. der BDP, und eine ge-
hört zu den Genfer Liberalen.

Die Schweiz kein Sonderfall
Vierzig Jahre nach der doch sehr späten
Einführung des Frauenstimmrechts ha-
ben die Frauen also in der Schweiz in
Parlament und Regierung auf eidgenös-
sischer und kantonaler Ebene in respek-
tablem Ausmass Platz genommen. Die
Schweiz ist somit in Sachen politischer
Frauenrepräsentation kein europäi-
scher Sonderfall mehr, sie ist weit-
gehend ein gleichstellungspolitischer
Normalfall. Dass sich die Schweiz dabei
im europäischen Vergleich im ersten



Drittel positioniert, darf positiv fest-
gehalten werden. Es soll aber nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass damit die
Parität von Frauen und Männern in der
Politik noch nicht erreicht ist.
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